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Geſetz⸗Sammlung 

: für die 
Koͤniglichen Preußiſchen Stgaten. 


(No. 4748.) Verordnung über das Verfahren bei Unterſuchungen wegen Aufruhrs oder Tu⸗ 
mults. Vom 30ſten September 1836. f 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
f Preußen ꝛc. ꝛc. N 


verordnen in Verfolg Unſerer Verordnung vom 17ten Auguſt vorigen Jahres 
$. 12, nach welcher die Unterſuchung wegen Aufruhrs oder Tumults in einem 
abgekuͤrzten Verfahren erfolgen ſoll, nach dem Antrage Unſeres Staatsminiſterii 
für den ganzen Umfang Unferer zumal: wie folgt: 


Die Polizeibehoͤrde kann in der vorläufigen Unterſuchung ($. 13. Ab⸗ 
ſchnitt 1. der Verordnung vom 30ſten Dezember 1798.), wo ſie es zur Feſtſtel⸗ 
lung des Thatbeſtandes oder zur Vernehmung der Angeſchuldigten oder Zeugen 
dienlich findet, einen richterlichen Beamten zuziehen. — Den mit Zuziehung deſ⸗ 
ſelben von der Polizeibehoͤrde aufgenommenen Verhandlungen wird eben Dieje- 
nige Kraft und Glaubwuͤrdigkeit beigelegt, welche den nach Vorſchrift der Kri⸗ 
minalordnung vor einem gehoͤrig beſetzten Kriminalgerichte aufgenommenen Ver⸗ 
handlungen zukommt. 


Ä F. 2. 
Von dem Aufruhre oder Tumulte hat die Polizeibehoͤrde dem Ober⸗ 


Gerichte ſchleunigſt Anzeige zu machen, welches hierauf eine, aus wenigſtens drei 


ea Beamten beſtehende Kommiffion zur Führung der Unterſuchung 
abordnet. n 


3 
Der Vorſitzende der Kommiſſion leitet die ganze Unterſuchung und ver⸗ 
theilt die Geſchaͤfte unter die Mitglieder, welche hiebei ſeinen Anweiſungen Folge 
zu leiſten ſchuldig ſind. 


9. 4. i 
Die Zeugen koͤnnen, wenn fie auf die erſte Vorladung nicht erſcheinen, 


durch den Gerichtsdiener perſoͤnlich vorgeführt werden. 
8 E 


In Anſehung derjenigen Angeſchuldigten, welche hoͤchſtens eine einjaͤhrige 
Freiheitsſtrafe nebſt körperlicher Zuͤchtigung verwirkt haben, findet die Beſtellung 
eines Vertheidigers nicht ſtatt; dieſelben werden mit ihren Vertheidigungsgruͤn⸗ 
den nur muͤndlich zu Protokoll vernommen. 

Jahrgang 1836. (No. 1748.) & x 5 $. 6. 


(Ausgegeben zu Berlin den 31ſten Oktober 1836.) 


VVV 8 8 

Zur Einſicht der Unterſuchungs⸗Akten im Dienſtlokgle wird den Ver⸗ 
Be ein Termin angeſetzt, in welchem dieſelben bei Vermeidung der per⸗ 
ſonlichen Vorführung ſich einfinden muͤſſen. 


3 Te 
Die Vertheidiger haben die Vertheidigungsgruͤnde in einem gleich falls 

bei Vermeidung der perſoͤnlichen Vorfuͤhrung zu beobachtenden Termine muͤnd⸗ 
lich zum Protokolle vorzutragen; es ſteht ihnen fedoch frei, eine Vertheidigungs⸗ 
Schrift vorher einzureichen. a 8 5 5 es en 

Die Unterſuchungs⸗Kommiſſſon faßt gegen diejenigen Angeſchuldigten, 
welche hoͤchſtens eine einjährige Freiheitsſtrafe nebſt koͤrperlicher Zuͤchtigung ver⸗ 
wirkt haben, das Erkenntniß ab. — Mit der Abfaſſung des Erkenntniſſes iſt, in 
der Regel, abgeſondert gegen jeden Angeſchuldigten zu verfahren, ſobald die 
Unterſuchung gegen ihn ſpruchreif inſtruirt iſt. 

Der Polizeibehoͤrde verbleibt jedoch die ihr im F. 13. Abſchnitt 1. der 
Verordnung vom 30ſten Dezember 1798. beigelegte Strafbefugniß. a 

Bei Einſendung der Akten an das Obergericht zur Faͤlung des Urtheils 
gegen die uͤbrigen Angeſchuldigten hat die Kommiſſion einen vollſtaͤndigen Be⸗ 
richt Über die Unterſuchung zu erſtatten, welcher, außer einer allgemeinen Dar⸗ 
ſtelung des Herganges der Sache, bei einem jeden Angeſchuldigten eine Zuſam⸗ 
menſtellung der ihnen zur Laſt gelegten Handlungen und des Ergebniſſes der 
Ermittelungen, ſowie ein Gutachten hinſichtlich ſeiner Schuld und der anzuwen⸗ 
denden Sirgfe enthalten muß. 0 10 i ä Re? ER 


Es wird bei dem Obergerichte nur ein Referent ernannt, welcher den 
Vortrag als Korrelation zu dem im L. 9. erwähnten Berichte erſtatten kann. 
Bei der Abfaſſung des Erkenntniſſes iſt jederzeit der Vorſitzende der Unterſu⸗ 
chungs⸗Kommiſſion zuzuziehen; demſelben ſteht aber, inſofern er nicht Mitglied 
des Obergerichts iſt, keine Stimme zu. = 
Das Rechtsmittel der weitern Vertheidigung muß bei Verluſt deſſelben 
binnen zehn Tagen nach Publikation des Erkenntniſſes eingelegt werden; eine 
Zulaſſung deſſelben nach Ablauf dieſer Friſt findet nicht flatt. . ü 


F. 12. 3 25 * 

Die Vertheidiger muͤſſen zur Publikation des Erkenntniſſes zugezogen 

werden; ſind ſie aber an dem Orte, wo die Publikation erfolgt, nicht anweſend, 
fo hat das Obergericht ihnen gleich bei Abſendung des Erkenntniſſes zur Publi⸗ 

kation Auszüge aus der Erkenntnißformel mitzutheilen, nach deren Empfang ſie 

ihre Anſicht wegen Einlegung des Rechtsmittels dem Angeſchuldigten ſofort zu 

eröffnen verpflichtet find. 5 18 | 


Bei dem Verfahren in zweiter Inſtanz kommen auch die Vorſchriften 
der G. 4. 5. 6. 7. und 9. zur Anwendung; die Inſtruktion des Rechtsmittels 
5 er⸗ 


{ 
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7 


Kommiſſion. 


erfolgt gleichfalls durch die fuͤr die erſte Inſtanz angeordnete Unterſuchungs⸗ Fr 


353 „ . „„ a 
Das Erkenntniß iſt nach Beſchreitung der Rechtskraft in Anſehung ders 


jenigen Angeſchuldigten, welche zu einer Strafe verurtheilt worden find, oͤffent⸗ 
lich bekannt zu machen. . i 


er a a ee ; 
So weit nicht vorſtehend eine Aenderung getroffen iſt, verbleibt es bei 
den Vorſchriften der Verordnung vom 30 ſten Dezember 1798. Abſchnitt 1. 


$$. 13 — 15. und der Kriminalordnung. 5 3 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Königlichen Inſtegel. a 


Gegeben Berlin, den 30ſten September 1836. 


d. s) Friedrich Wilhelm. 


Seh. v. Altenſtein. Graf v. Lottum. Seh. v. Brenn. o. Kamptz. 


Maͤhler. Aneillon Si hee v. Schoͤler. v. Ro chow. 
5 o. Nagler. Graf v. Alvensleben. 


(No. Ag :) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 30ſten September 1836. betreffend den Rang 


und die Unlform, ſowie die Auſtellung der Direktoren bei denjenigen Une 
tergerichten, welche mit wenigſtens fünf Richtern beſetzt ſind. : 


>) den in Ihrem Berichte vom 29ften v. M. angeführten Gründen ſetze 
Ich nach Ihrem Antrage feſt, daß, außer den Direktoren der Untergerichte in 
groͤßern, über 10,000 Einwohner enthaltenden Städten, auch, ohne NRuͤckſicht auf 


die Zahl der Einwohner am Orte des Gerichts, die Direktoren derjenigen Un⸗ 


tergerichte, welche mit wenigſtens fuͤnf Richtern beſetzt ſind, den Rang der Ober⸗ 
Landesgerichtsraͤthe haben und die Uniform derſelben zu tragen befugt ſeyn ſol⸗ 
len. In Folge deſſen beſtimme Ich zugleich, daß die Vorſchrift des organiſchen 


Geſetzes vom 27ſten Oktober 1810., nach welcher zur Anſtellung der Juſtiz⸗ 


Dirigenten in den groͤßern Staͤdten Meine unmittelbare Genehmigung erfor⸗ 
derlich iſt, auf die vorbezeichneten Direktoren der mit wenigſtens fuͤnf Richtern 
beſetzten Untergerichte angewendet werden fol. hr 

Berlin, den 30ſten September 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats» und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Se. 1748 — 1731.) (No. 1750.) 


| - @ 
No.4750) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom Zten Oktober 1836., betreffend die Ausdehnung 


0 
er 5 der Order vom 12ten Auguſt 1834., wegen Nichteinruͤckung der Sub: 


haſtationspatente in die Intelligenzblaͤtter, auf die Gerichte des Erfurtſchen 
Regierungsbezirks. ; 


Als den in Ihrem Berichte vom ten v. M. angeführten Gründen und nach 
Ihrem Antrage erkläre Ich, daß Meine Order vom I2ten Auguſt 1834., nach 
welcher es der Bekanntmachung der Subhaftationspatente durch die Intelligenz⸗ 
Blaͤtter nicht bedarf, wenn in dem Regierungsbezirke, worin das ſubhaſtirende 
Gericht feinen Sitz hat, keine Intelligenzblaͤtter erſcheinen, auch auf die den Ober⸗ 
Landesgerichten zu Naumburg und Halberſtadt untergeordneten Gerichte, die ih⸗ 
ren Sitz im Erfurtſchen Regierungsbezirk haben, Anwendung findet, und es hier⸗ 
nach der in FF. 7. 8. der Subhaſtationsordnung vorgeſchriebenen Einruͤckung der 
von dieſen Gerichten erlaſſenen Subhaſtationspatente in die Intelligenzblaͤtter 
nicht bedarf. Ich uͤberlaſſe Ihnen, die betheiligten Gerichte dieſem gemäß mit 
der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 

Berlin, den Zten Oktober 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 1751.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 23ſten Oktober 1836., betreffend den Erlaß 
der herkoͤmmlichen Prinzeſſinnen⸗Steuer bei der ſtattgefundeuen Vermaͤh⸗ 
lung der Prinzeſſin Eliſabeth Koͤniglichen Hoheit. 5 


D. Ich beſchloſſen habe, bei der Vermaͤhlung Meiner Nichte, der Prinzeſſin 
Eliſabeth Koͤniglichen Hoheit, aus landesvaͤterlichem Wohlwollen, Meinen ge⸗ 
treuen Unterthanen die herkoͤmmliche Prinzeſſinnen⸗Steuer, mit Vorbehalt des 
Rechts in kuͤnftigen Faͤllen, zu erlaſſen, fo mache Ich ſolches dem Staatsmini⸗ 
1 0 mit der Anweiſung bekannt, dieſen Befehl durch die Geſetzſammlung zu 
publiziren. 

Berlin, den 23ſten Oktober 1836. 


Friedrich Wilhelm. 


An 1 — * 
das Staatsminiſterium. 


